
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

"Die CDU hat viele 
Jahrzehnte ganz 
gut damit gelebt, 
dass auf einen 
Mann ein Mann ge-
folgt ist. Sie ist da-
ran nichtkaputtge-
gangen. Sie wird 
auch nicht daran 
kaputtgehen, wenn 
eine Frau auf eine 
Frau folgt." 

( A n n e g r e t  K r a m p -
Karrenbauer auf die Frage, 
ob die CDU mal wieder 
einen richtigen Mann an 
der Parteispitze brauche)
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In dieser Ausgabe:

In dieser Woche haben 
wir den Bundeshaus-
halt 2019 beschlossen. 
Wir sind damit - nach 
dem aufgrund der neu-
en Regierungsbildung 
erst im Sommer verab-
schiedeten Haushalt 
2018 - wieder im ganz 
n o r m a l e n 
Haushaltsver-
fahren.   

Der Bundes-
haushalt 2019 
bedeutet ei-
nen weiteren 
Schritt zur 
Stärkung un-
seres Landes. 
Wir investie-
ren in zentra-
le Zukunftsbe-
reiche wie Ve-
kehrsinfrastruktur, Di-
g i tal is ierung und 
Künstliche Intelligenz.  

Die Sicherheit ist und 
bleibt unser Thema: 
Die Umsetzung des im 
Koalitionsvertrag ver-
einbarten Ziels einer 
Stärkung der Sicher-
heitsbehörden mit 
7.500 zusätzlichen Stel-
len in dieser Legislatur 
wird im Haushalt 2019 
fortgesetzt. Inklusive 
der 3. Tranche aus dem 
Sicherheitspaket der 
18.  Legislaturperiode 
beträgt der Stellenzu-
wachs bei der Bundes-
polizei rd. 2.400 Stel-
len.  

Das Bundeskriminal-
amt und das Bundes-
amt für Sicherheit in 
der Informationstech-
nik erhalten gut 475 
bzw. rd. 325 neue Stel-
len. Daneben werden  
zusätzliche Stellen beim 
Bundesamt für Migrati-

on und Flücht-
linge (BAMF) 
im Zusammen-
hang mit der 
Errichtung von 
AnKERZentren 
(313 Stellen) 
geschaffen. Mit 
den bereits 
2018 beschlos-
senen Stellen 
stehen bereits 
jetzt gut 4.000 
der vereinbar-
ten 7.500 Stel-

len zur Verfügung. 

Der Verteidigungsetat 
wächst um fast 5 Milli-
arden gegenüber 2018, 
damit unsere Soldaten 
gut ausgerüstet im Ein-
satz sind.  

Darüber hinaus werden 
die Gerichte und Justiz-
behörden im Sinne des 
„Paktes für den Rechts-
staat“ gestärkt. Beim 
Generalbundesanwalt 
sind 37 und beim Bun-
desgerichtshof 24 neue 
Stellen vorgesehen. Von 
den 24 Stellen entfallen 
jeweils 12 Stellen auf 
einen Zivilsenat in 
Karlsruhe und einen 

neuen Strafsenat in 
Leipzig. 

Den Zusammenhalt in 
unserer Gesellschaft 
stärken wir durch Inves-
titionen in digitale Bil-
dung, Kinderbetreuung 
und Wohnen. Familien 
werden spürbar entlastet 
durch die Erhöhung des 
Kindergeldes und durch 
die Möglichkeit, Baukin-
dergeld zu beantragen.  

Insgesamt belaufen sich 
die Ausgaben des Bundes 
im Jahr 2019 auf 356,4 
Milliarden Euro. Bereits 
seit 2014 kommt der 
Bundeshaushalt ohne 
neue Schulden aus. 2019 
wird erstmals seit 2002 
wieder das Maastricht-
Kriterium von maximal 
60 Prozent Gesamtver-
schuldung eingehalten.  

Wir werden auch in Zu-
kunft darauf achten, 
dass die finanzielle Soli-
dität und Berechenbar-
keit ein Markenzeichen 
der Union bleibt. Wir 
denken nicht zuerst an 
neue Sozialausgaben, 
sondern zu allererst ans 
Erwirtschaften. Jeder 
Euro, der ausgegeben 
wird, muss erst verdient 
werden. Dann können 
wir überlegen, wie wir 
am besten in die Zukunft 
unseres Landes investie-
ren und den Schwachen 
helfen.  

Bundeshaushalt 2019 verabschiedet 

Freitag, 23. November 2018 
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57 Mio. Euro jährlich vorgese-
hen. Geplante  Schwerpunkte 
sind u.a. Quantentechnologie, 
Schutz terrestrischer Infra-
strukturen und CO2 -arme In-
dustrieprozesse. Damit soll 

auch der Strukturwan-
del in den Braunkohle-
regionen flankiert wer-
den. 

Zur Förderung Künstli-
cher Intelligenz (KI) 
werden in einem ersten 
Schritt 500 Mio. Euro 
für die nächsten Jahre 
bereitgestellt. Bis zum 
Jahr 2025 sollen im 
Ra h -

men der KI-
Strategie ins-
gesamt 3 
Mrd. Euro 
u.a. zur Fi-
nanzierung 
von mindes-
tens 100 Pro-
fessuren im 
Bereich KI und zur Ausweitung 
von Kompetenzzentren veraus-
gabt werden. 

Wir haben den Haushalt für 
Bildung und Forschung um 
rund 124 Millionen Euro auf 
knapp 18,3 Milliarden Euro 
angehoben. Wesentliche Pro-
jekte hierbei sind die Grün-
dung  e iner 
Agentur für 
Sprunginnovati-
onen, mit der 
die Entwicklung 

von hochinnova-
tiven Ideen zu 
neuen Technolo-
gien, Produkten 
und Dienstleis-
tungen mit 
deutlich markt-
veränderndem Potenzial ge-
fördert werden sollen. Ebenso 
werden für Fraunhofer-
Institute zusätzliche Mittel 
zur Verfügung gestellt. 

Zur Stärkung des For-
schungsstandortes Deutsch-
land ist die Gründung von 
fünf neuen DLR-Instituten 
(Deutsches Zentrum für Luft- 
und Raumfahrt) und deren 
finanzielle Unterstützung mit 

Die Industrielle Gemein-
schaftsforschung (IGF) erhält 
gut 7 Mio. Euro zusätzlich 
und liegt mit 169 Mio. Euro 
auf dem Niveau des aktuellen 
Haushaltsansatzes. Im Rah-
men der Außenwirtschaftsför-
derung stehen für eine neue 
Afrika- 

Initiative 30 Mio. Euro zu-
sätzlich im BMWi-Etat zur 
Verfügung. Für Schwerpunkt-
vorhaben in den neuen Län-
dern wird eine weitere Million 
aufgewendet. 

Um längere Projektlaufzeiten 
für die neu geplante Förder-

m a ß n a h m e 
zur Stärkung 
der Grün-
dungskultur 
an Universi-
täten und 
Hochschulen 
( „ E X I S T -
Potentiale“) 
zu ermögli-

chen, werden die Verpflich-
tungsermächtigungen um 15 
Mio. Euro aufgestockt. 

Wirtschaft und Forschung 

Städtebauförderung und Sozialer Wohnungsbau  
„Modellvorhaben zur Weiterent-
wicklung der Städtebauförde-
rung“.  

Damit betragen die 
jeweiligen Pro-
grammvolumina rd. 
240 Mio. Euro bzw. 
rd. 200 Mio. Euro 
für die nächsten 
Jahre. Für Maßnah-
men zur aktiven 
Gestaltung der Di-
gitalisierung in den 
Kommunen wurde 
ein neuer Haus-
haltstitel „Förderung von Mo-
dellprojekten Smart Cities“ mit 

Die Mittel für den sozialen 
Wohnungsbau werden mit 
1,518 Mrd. Euro auf dem Ni-
veau des Jahres 2018 verste-
tigt. Damit unterstützt der 
Bund mittelbar die Länder 
und Kommunen beim Neu-
bau von Wohnungen und bei 
der Ausweitung des Bestands 
an Sozial-wohnungen. Weite-
re Unterstützung erhalten 
die Länder durch den Auf-
wuchs der Mittel um jeweils 
100 Mio. Euro bei den För-
derprogrammen „Sanierung 
kommunaler Einrichtungen 
in den Bereichen Sport, Ju-
gend und Kultur“ und 

einem Programmvolumen von 
167,5 Mio. Euro ausgebracht. 

Darüber hinaus stehen 
erstmalig 10,5 Mio. Eu-
ro in den nächsten Jah-
ren für den Aufbau des 
sogenannten Building 
Information Modeling 
Kompetenzzentrums 
(BIM) zur Verfügung. 
Ziel ist es, öffentliche 
Auftraggeber, ihre Auf-
tragnehmer und die 
gesamte Wertschöp-
fungskette Bau im 
Transformationspro-

zess der Digitalisierung zu un-
terstützen. 
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Beim in der Union umstrittenen 
UN-Migrationspakt, der bei der 
heutigen Haushaltsde-
batte im Bundestag eine 
große Rolle spielte, 
w a r n t  C D U / C S U -
Fraktionsvorstandsmit-
glied Axel Fischer: 
„ B e i m  U N -
Migrationspakt sind 
noch zu viele heikle 
Fragen offen.“ Es bestehe zu-
dem kein ersichtlicher Grund, 
warum Deutschland unbedingt 
am 11./12. Dezember in Marra-
kesch dem UN-Migrationspakt 

zustimmen müsse. Es gibt in der 
Öffentlichkeit genauso wie im 

Parlament und in der CDU 
noch einen sehr großen Dis-
kussionsbedarf über die 
möglichen Auswirkungen 
des Migrationspaktes.  

„Wenn Länder wie Australi-
en, Kanada, USA, Israel 
und selbst EU-Länder wie 
Österreich, Dänemark, Nor-

wegen, Polen, Tschechien 
und Ungarn nicht zustimmen 
wollen, muss das der Bundesre-
gierung zu denken geben“, argu-
mentiert Fischer. 

Aufklärung werden um rd. 1,7 
Mio. Euro auf rd. 13,6 Mio. Euro 
erhöht. Ein ähnlich hoher Aus-
gabenzuwachs von 1,5 Mio. Eu-
ro ergibt sich bei den Aufklä-
rungsmaßnahmen auf dem Ge-
biet des Drogen- und Suchtmit-

telmissbrauchs. 

Der Bereich Migration 
und Integration im deut-
schen Gesundheitswesen 
wird mit 3,9 Mio. Euro bis 

zum Jahr 2022 gestärkt. Für 
den Aufbau und Betrieb des Na-
tionalen Gesundheitsportals 
stehen 20 Mio. Euro bis zum 
Jahr 2022 zur Verfügung. 

Das Förderprogramm für expe-
rimentelle Pilotprojekte erfährt 

einen Aufwuchs von 5 Mio. Eu-
ro bis 2022. Damit sollen Ver-
sorgungs- und Ausbildungsmo-
delle verstärkt und die Versor-
gungssituation insbesondere 
im ländlichen Raum verbes-
sert werden. 

Zudem werden 11 Mio. Euro 
zum Aufbau und Betrieb eines 
Datenkompetenzzentrums 
„Gesundheitsversorgung“ be-
reitgestellt. Ziel ist es, die in 
Deutschland zwar vorhande-
nen, aber separat erfassten 
Daten des Gesundheitswesens 
zu bündeln und zum Zweck 
der Steuerung von Versor-
gungsprozessen sowie zur Wei-
terentwicklung der Versor-
gungsqualität heranzuziehen. 

Das Bundesministerium für 
Gesundheit kann im Zuge der 
parlamentarischen Beratun-
gen bei den Baransätzen ei-
nen Ausgabenzuwachs von 
rd. 35 Mio. Euro verzeichnen. 
Für Modellprojekte zur tele-
medizinischen 
A n w e n d u n g 
werden bis 
zum 

Jahr 2022 ins-
gesamt 23 Mio. Euro einge-
plant. Mit diesem Geld sollen 
Testregionen sowohl im länd-
lichen wie im urbanen Um-
feld eingerichtet werden, um 
neue Impulse für digitale An-
wendungen zu schaffen. Die 
M i t t e l  z u r  H IV / S TI -

Gesundheit 

CDU-Haushaltspolitiker Fi-
scher sieht jedoch noch eine 
Möglichkeit für die deutsche 
Zustimmung: „In einer Proto-
kollnotiz Deutschlands zum 
UN-Migrationspakt müssten 
die Risiken benannt und die 
Rechtsverbindlichkeit explizit 
ausgeschlossen werden.“ 

Fischer sprach sich erneut für 
eine gesteuerte Zuwanderung 
in den Arbeitsmarkt aus. Da-
für müsse das Fachkräfte-
Zuwanderungsgesetz schnell 
kommen. 

Protokollnotiz für Migrationspakt gefordert 

einem Finanzierungsdefizit von 
3,6 Milliarden Euro ausgingen.  

Die acht westdeutschen Flä-
chenländer haben von Januar 
bis September 2018 einen Über-
schuss von 11,1 Milliarden Euro 
erwirtschaftet. Die fünf ostdeut-
schen Flächenländer kamen auf 

ein Plus von 4,4 Milliarden 
Euro. Bei den drei Stadtstaa-
ten betrug der Überschuss 4,2 
Milliarden Euro.  

Gleichzeitig stieg das Investiti-
onsvolumen der Bundesländer 
um 6,0 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr an. 

Bis September 2018 lag der 
Überschuss der Gesamtheit 
der Länder laut einem Be-
richt des Bundesfinanzminis-
teriums in diesem Jahr bei 
19,6 Milliarden Euro. Er-
staunlich ist dies deshalb, 
weil die Länder offiizell von 

Bundesländer mit Haushaltsüberschüssen 
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«Deutschland ist das einzige Land auf der Welt, das ein In-
dividualrecht auf Asyl in seiner Verfassung stehen hat. (...) 
Ich bin schon seit langer Zeit der Meinung, dass wir bereit 
sein müssten, über dieses Asylgrundrecht offen zu reden, 
ob es in dieser Form fortbestehen kann, wenn wir ernsthaft 
eine europäische Einwanderungs- und Flüchtlingspolitik 

wollen.» 

(Friedrich Merz fordert Debatte über deutsches Asylrecht) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

fung von Clan-Kriminalität. 
Wir müssen datenschutzrecht-
liche Regelungen im Sozialge-
setzbuch dahingehend anpas-
sen, dass Datenschutz nicht 
zum Täterschutz für Betrüger 
wird. Ein systematischer Da-
tenabgleich durch die Sozial-
leistungsträger könnte helfen. 
Denn meine Damen und Her-
ren, es wäre fatal, wenn sich 
bei unseren Leistungserbrin-
gern der Eindruck festsetzt, 
auf der Ausgabenseite würde 
geltendes Recht Betrügern 
dauerhaft Tür und Tor öffnen, 
und ihr hart verdientes Steuer-
geld verjubelt.  

Die gesellschaftliche Akzeptanz 
unseres Sozialstaates dürfen 
wir nicht ohne Not weiter in 
Gefahr bringen. Das betrifft 
übrigens in hohem Maße auch 
die Gefährdung der Akzeptanz 
unseres Sozialstaates durch 
eine in der Bevölkerung als 
übermäßig empfundene Zu-
wanderung. Denn diese führt 
bereits heute nicht nur zu poli-
tischer, sondern auch zu sozia-
ler Destabilisierung und senkt 
die Bereitschaft der Leistungs-
erbringer, für den Sozialstaat 
zu zahlen. (…) 

Die Zahlungen an die Renten-
versicherung, stellen mit rund 
100 Milliarden Euro den größ-
ten Block im Bundeshaushalt 
2019 dar.  … Wenn wir diese 
Summe erfahrbar machen wol-
len und einmal auf Wohnraum 
umrechnen, dann ließen sich 

„Trotz sinkender Arbeitslo-
sigkeit mussten wir die im 
ersten Regierungsentwurf 
geplanten Ausgaben noch-
mals um mehr als eine Mrd. 
Euro auf nunmehr 145 Mrd. 
Euro erheblich ausweiten. … 

Mehr als 1 Mrd. Euro Mehr-
ausgaben – das sind mehr als 
1.000 Millionen Euro – höhe-
re Ausgaben für Hartz IV 
und die Kosten der Unter-
kunft und Heizung. Eine 
Zahl, die sich nach unheim-
lich viel anhört, aber schwer 
fassbar ist, weil sie an sich 
wenig Konkretes besagt. Viel-
leicht wird es etwas plasti-
scher, wenn man sich vor-
stellt, dass man mit diesem 
Geld den Bau von etwa 5.000 
Doppelhaushälften finanzie-
ren könnte. Das wäre ein fa-
miliengerechtes Zuhause für 
rund 20.000 Menschen.  Aber 
all diese Ausgaben gehen zu-
sätzlich in den Konsum, und 
stehen nicht für notwendige 
und wünschenswerte Zu-
kunftsinvestitionen zur Ver-
fügung. (…) 

Wir haben zudem zusätzlich 
Stellen geschaffen, um den 
Betrug mit Hartz-IV Mitteln 
einzudämmen. Nach Daten 
der BA sind durch banden-
mäßigen Leistungsmiss-
brauch Schäden von rund 50 
Millionen Euro entstanden. 
Ich begrüße von daher eine 
Initiative aus der Berliner 
CDU zur besseren Bekämp-

mit diesen 100 Milliarden Euro 
etwa 450.000 Doppelhaushälf-
ten für 1,8 Millionen Menschen 
finanzieren. Das entspräche 
dem Bau einer Gartenstadt mit 
der Einwohnerzahl Hamburgs. 
Und das nicht nur einmalig, 
sondern jedes Jahr. (…) 

Zukünftige Herausforderungen 
zeichnen sich deutlich ab: Der 
Bundesrechnungshof verweist 
auf überproportionale Ausga-
bensteigerungen und bestehen-
de Tragfähigkeitsrisiken, die 
mittelfristig durch Mütterren-
ten und Rente mit 63 befördert 
würden. Langfristig – nach 
2025 – seien erhebliche Zusatz-
belastungen und Risiken für 
den Bundeshaushalt zu erwar-
ten, wenn die jüngst beschlosse-
ne doppelte Haltelinie über das 
Jahr 2025 hinaus fortgesetzt 
würde.  Gespannt erwarte ich 
vor diesem Hintergrund die Er-
gebnisse der von der Bundesre-
gierung eingesetzten Kommissi-
on „Verlässlicher Generationen-
vertrag", auf deren Basis dann 
notwendige und sinnvolle Ver-
änderungen zur langfristigen 
Sicherung der gesetzlichen Ren-
tenversicherung beraten und 
auf den Weg gebracht werden 
können.  

Das Wohl unserer Senioren 
muss uns auch zukünftig am 
Herzen liegen. 

Meine Rede können Sie hier 
ansehen: 

 https://dbtg.tv/fvid/7294123 
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